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1. Einleitung 
 
Der Erfolg oder Misserfolg der Konsensvereinbarung vom 14.Juni 2000 wird sicherlich 
maßgeblich daran gemessen werden, ob die Vereinbarung zwischen den Ener-
gieversorgungsunternehmen (EVU) und der Bundesregierung auch zu einem 
(weitgehenden) Konsens in der Gesellschaft wird. Dieses Ziel ist erreichbar, wenn das 
Geben und Nehmen so verteilt ist, dass keine Seite sich in den zentralen Fragen 
übergangen oder ausgetrickst fühlt. Dazu zählt auch das einseitige Interpretieren oder 
gar Dementieren von Teilen der Vereinbarung, die den eigenen Interessen nur bedingt 
entsprechen. Zentraler Punkt für die Kritiker der Nutzung des Atomstroms wird sicherlich 
sein, ob die Begrenzung der - für viele zu langen - Laufzeiten ohne Sicherheitsrabatt 
umgesetzt und die Entsorgung der radioaktiven Abfälle auf neue Grundlagen gestellt 
wird. Die Nagelprobe für die EVU bildet hingegen die Zusage der Bundesregierung, dass 
es während der begrenzten Laufzeiten zu keiner verstopfungsbedingten Abschaltung 
eines Kraftwerks kommt. 
 
Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) ist gesetzlich verpflichtet, die Endlagerung 
atomarer Abfälle in Deutschland zu realisieren. Das BfS ist darüber hinaus zuständig für 
die Genehmigung der Transporte abgebrannter Brennelemente und für die Genehmigung 
der Zwischenlager.  
 
Nach nahezu drei Jahren, in denen keine Transporte abgebrannter Brennelemente oder 
Glaskokillen durchgeführt worden sind, steht der Bundesrepublik spätestens Ende März 
der erste „heiße“ Transport - nämlich der von La Hague nach Gorleben - ins Haus. Bei 
der Mobilisierung der Atomkraftgegner gegen den Castor-Transport stehen bezeichnen-
der Weise nicht mehr die Sicherheit der Behälter, sondern taktische Überlegungen im 
Vordergrund. Die Blockierung soll einerseits die Kosten für den Staat und damit den 
Steuerzahler derart in die Höhe treiben, dass die Transporte auf immer weniger politische 
Akzeptanz stoßen, um damit die Abschaltung von Meilern über die Verstopfung zu 
erreichen. Andererseits ist es nicht verborgen geblieben, dass die Wiederaufnahme der 
Transporte abgebrannter Brennelemente in die Wiederaufbereitung erst nach Rückfüh-
rung des hochaktiven Abfalls aus La Hague von der französischen Regierung akzeptiert 
wird. Dies stellt eine strategisch klare Ausgangslage für diejenigen dar, die meinen, über 
die Blockierung der Transporte mittelbar die Frage der Gesamtlaufzeiten erneut auf die 
Tagesordnung heben zu können. Es wird demnach in den nächsten Wochen der auch 
zugespitzten Aufmerksamkeit in der Öffentlichkeit darauf ankommen, glaubhaft darzu-
legen, dass die eingeleiteten Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit greifen und die in 
der Konsensvereinbarung festgeschriebenen Kompromisse von allen Akteuren als bin-
dend angesehen werden.  
 
Im letzten Jahr konnte das BfS in drei Phasen wieder grünes Licht für alle Arten von 
Transporten von abgebrannten Brennelementen und Glaskokillen geben. Vorausgegan-
gen war eine intensive Begutachtung der Handhabungsabläufe durch die Arbeitsge-
meinschaft GRS/Ökoinstitut unter dem Gesichtspunkt der Kontaminationsvermeidung 
und der Dokumentation. Die daraus resultierenden Empfehlungen wurden weitgehend 
vom BfS in Genehmigungsauflagen umgesetzt.  
 
Als Ergebnis der Diskussion um die Einhaltung der Kontaminationsgrenzwerte bei den 
Transportbehältern sind die folgenden Punkte von besonderer Bedeutung: 
 
1. Das jahrelange Verschweigen der Überschreitungen von Kontaminationsgrenzwerten 

hat zu einem erheblichen Glaubwürdigkeitsverlust der Betreiber und Aufsichtsbehör-
den geführt. Die daraus resultierende öffentliche Diskussion spiegelte folgerichtig nur 
noch sehr bedingt die reale Gefahrenlage wider. Der Aufwand zur Wiedererlangung 
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des Vertrauens übersteigt somit bei weitem die notwendigen Aktivitäten, die bei 
einem offensivem Umgang mit den Problemen erforderlich gewesen wären. 

 
2. Die frühzeitige und ernsthafte Einbeziehung von kritischem Sachverstand in die Erar-

beitung von Konzepten und Gutachten kann maßgeblich zur Akzeptanz und Vertrau-
ensbildung beitragen. 

 
Die Einhaltung der Kontaminationsgrenzwerte an der Oberfläche der Behälter und eine 
ausreichende Abschirmung der Neutronenstrahlung kann jedoch nicht die Frage beant-
worten, ob es zweckmäßigere Alternativen als den Transport abgebrannter Brennele-
mente zu zentralen Zwischenlagern gibt. Die Betroffenen - und dies sind nicht nur die 
Bewohner der Region um Gorleben bzw. Ahaus, sondern insbesondere die zur Siche-
rung eingesetzten Polizeibeamten - haben gerade in Zusammenhang mit dem geplanten 
Transport von Neckarwestheim zum Transportbehälterlager (TBL) Ahaus die Nutzung 
eines standortnahen Zwischenlagers gefordert.  
 
 
2. Zur Entwicklung des Konzepts der Zwischenlagerung 
 
In den 70er Jahren haben die damals im Bundestag vertretenen Parteien in ihrer großen 
Mehrheit die Nutzung der Atomenergie praktisch uneingeschränkt befürwortet während 
ein nicht unwesentlicher Teil der Bevölkerung diese entschieden ablehnte. Paradoxer-
weise wird ein Dokument aus dieser Zeit heute - in einer völlig veränderten gesellschaftli-
chen und energiewirtschaftlichen Situation - von einzelnen Landesregierungen gerade im 
Zusammenhang mit den Genehmigungsverfahren für standortnahe Zwischenlager aus 
den Aktenschränken geholt. 
 
 
Beschluss der Regierungschefs von Bund und Ländern 1979 
 
Es handelt sich um den Beschluss der Regierungschefs von Bund und Ländern zur Ent-
sorgung der Kernkraftwerke aus dem Jahre 1979, dessen Umsetzung süddeutsche 
Ministerpräsidenten nach über 20 Jahren fordern. Kaum ernst gemeint kann das aller-
dings sein, soweit darin z.B. eine „zügige“ Errichtung einer Wiederaufarbeitungsanlage 
gefordert wird. Eingefordert wird jedoch eine besondere Form der „Transferleistung“ von 
Süd nach Nord, nämlich die Aufnahme von Behältern mit abgebrannten Brennelementen 
in den TBL Gorleben und Ahaus. Doch ein Passus dieses Dokuments, das in der Argu-
mentation gegen die Errichtung zusätzlicher Zwischenlager an den Standorten eingesetzt 
wird, wird gerne vergessen zu zitieren. Sagt er doch gerade das Gegenteil aus, zu des-
sen Zweck der alte Beschluss ins Feld geführt wird. „Sie [die Regierungschefs] stimmen 
überein, dass die Errichtung weiterer externer Zwischenlager im Laufe der 90er Jahre 
notwendig werden kann; sie werden dann alles tun, um die Errichtung weiterer Zwi-
schenlager zu gewährleisten.“ Also schon unter dem alten Entsorgungskonzept wurde 
einvernehmlich ein zusätzlicher Bedarf an Zwischenlagerkapazität konstatiert. 
 
 
Konsensvereinbarung  
 
Heute steht statt der weiteren Nutzung und des weiteren Ausbaus der Kernenergie das 
Auslaufen dieser Technologie auf der Tagesordnung. In Papierform gegossen wurde dies 
am 14. Juni 2000 mit der „Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und den 
Energieversorgungsunternehmen“, in der sich Energiekonzerne und Regierung auf eine 
geordnete Beendigung der Nutzung der Atomenergie verständigt haben und auf deren 
Grundlage die Bundesregierung derzeit einen Entwurf zur Novellierung des Atomgeset-
zes (AtG) erarbeitet. 
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Im Hinblick auf die Entsorgung abgebrannter Brennelemente wurden in dieser Vereinba-
rung folgende Festlegungen getroffen: 
 
• Die EVU errichten so zügig wie möglich an den Standorten der Kernkraftwerke oder 

in deren Nähe Zwischenlager. 

• Es wird gemeinsam nach Möglichkeiten gesucht, vorläufige Lagermöglichkeiten an 
den Standorten vor Inbetriebnahme der Zwischenlager zu schaffen. 

• Die Entsorgung radioaktiver Abfälle aus dem Betrieb von Kernkraftwerken wird ab 
dem 01. Juli 2005 auf die direkte Endlagerung beschränkt. 

• Beide Seiten gehen davon aus, dass die standortnahen Zwischenlager in einem Zeit-
raum von längstens fünf Jahren betriebsbereit sind. 

 
Gemäß Koalitionsvereinbarung ist für die Endlagerung aller Arten radioaktiver Abfälle die 
Beseitigung hochradioaktiver Abfälle etwa im Jahr 2030 zeitlich zielführend.  
 
 
Anfall abgebrannter Brennelemente 
 
Aus den 19 deutschen Kernkraftwerken werden jährlich etwa 500 t bestrahlter Brennele-
mente entladen. Insgesamt fallen - neben den zur Wiederaufarbeitung transportierten 
abgebrannten Brennelementen - in der Zeit der nunmehr klar begrenzten Nutzung der 
Atomkraftwerke abgebrannte Kernbrennstoffe mit etwa 12.000 t Schwermetall an. In den 
bestehenden zentralen Zwischenlagern Ahaus und Gorleben ist eine Kapazität von 
insgesamt 7.760 t Schwermetall vorhanden. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit eines 
Zubaus der Zwischenlagerkapazität für bestrahlte Brennelemente.  
 
Ohne Berücksichtigung von Abfällen aus Standorten, die bereits über dezentrale Zwi-
schenlager verfügen, das sind Greifswald, Rheinsberg und Obrigheim, sind bereits 
8.500 t Schwermetall angefallen. Schon jetzt übersteigt somit die Schwermetallmenge die 
existierende Zwischenlagerkapazität.  
 
Die Frage lautet deshalb nicht "ob", sondern lediglich "wie" bzw. in welcher technischen 
Ausgestaltung und an welchen Standorten weitere Zwischenlagerkapazität geschaffen 
werden soll. 
 
 
"Kernbrennstoffkreislauf" 
 
Wie bereits ausgeführt, ist das sogenannte integrierte Entsorgungskonzept, das Grund-
lage für der 79er Beschluss der Regierungschefs von Bund und Ländern war, geschei-
tert. Alle wesentlichen Elemente wurden weder an einem Standort noch an getrennten 
Standorten verwirklicht. Der sogenannte Kernbrennstoffkreislauf wurde nie realisiert. 
 
Der Schnelle Brüter, die Wiederaufarbeitungsanlage Wackersdorf, sie blieben milliarden-
schwere Fehlinvestitionen, der Salzstock Gorleben ist nicht wie in jenem Beschluss 
beabsichtigt, Ende der 90er Jahre betriebsbereit gemacht worden. Und das trotz Bundes-
regierungen, die hinter diesem Projekt standen. Wenn die Geschichte der Kernenergie-
nutzung eines gezeigt hat, dann dies: Eine Technologie, die anfangs von einer qualifi-
zierten Minderheit der Gesellschaft und im Verlauf der Geschichte von einer Mehrheit der 
Bevölkerung abgelehnt oder mindestens mit großer Skepsis betrachtet wird, ist nur mit 
großen Reibungsverlusten durchzusetzen. 
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Ziele der Bundesregierung 
 
Der Weg, den die jetzige Bundesregierung geht, ist voraussichtlich Erfolg versprechen-
der. Dieser Weg setzt auf Risikominimierung und Akzeptanz. 
 
Risikominimierung durch Begrenzung der Laufzeiten der Kraftwerke bei gleichzeitigem 
Betrieb auf hohem Sicherheitsniveau. Risikominimierung durch die damit verbundene 
Begrenzung des Anfalls radioaktiver Abfälle. Risikominimierung durch Verzicht auf die 
besonders umstrittene Wiederaufarbeitung abgebrannter Brennelemente nicht nur im 
Inland, sondern auch in den ausländischen Anlagen La Hague und Sellafield. 
 
Akzeptanz bei den noch zu lösenden Aufgaben vor allem der Endlagerung im nationalen 
Maßstab, aber auch der davor notwendigen Zwischenlagerung. 
 
Erstmals wird in unserem Land der Versuch gemacht, vor der Festlegung des Standortes 
für das Endlager die wissenschaftlichen Kriterien  u n d  ein akzeptiertes Verfahren für die 
Standortauswahl zu schaffen. Dazu hat der Bundesumweltminister den Arbeitskreis Aus-
wahlverfahren Endlagerstandorte (AkEnd) berufen. Der Arbeitskreis, der durch seine plu-
ralistische Zusammensetzung erstmals ein weites Spektrum der in der Fachwelt der 
Endlagerung vertretenen Meinungen repräsentiert und dem auch Vertreter des BfS 
angehören, soll im Jahr 2002 seine Empfehlungen abgeben. Um eine notwendige Ver-
bindlichkeit zu erhalten, sollten diese Kriterien anschließend durch eine parlamentari-
schen Beschlussfassung festgeschrieben werden. 
 
Es ist nicht Aufgabe des AkEnd, Standorte auszuwählen oder die bisherigen Endlager-
projekte Gorleben und Konrad zu bewerten. 
 
In der Konsensvereinbarung wurde festgelegt, dass durch ein Moratorium in Gorleben 
und die Rücknahme des Antrags auf Sofortvollzug bei Schacht Konrad der notwendige 
zeitliche Spielraum für die Festlegung eines neuen Endlagerkonzepts geschaffen wird. 
Beides hat das BfS zwischenzeitlich umgesetzt. 
 
Zeitlich zielführend ist die Endlagerung hochradioaktiver Abfälle etwa im Jahr 2030. Bis 
zu diesem Zeitpunkt sind die abgebrannten Brennelemente zwischen zu lagern. Der 
Schritt der Zwischenlagerung dient gleichzeitig als Abklingzeit und führt zu einer Reduk-
tion der Aktivität und der Wärmeleistung der bestrahlten Brennelemente und dadurch zu 
einem geringeren Volumenbedarf im Endlager. An dieser Aufgabe muss mit allem 
Nachdruck gearbeitet werden, nicht zuletzt vor dem Hintergrund der bereits heute vor-
handenen ca. 100 000 m³ radioaktiver Abfälle, zu denen jährlich etwa 5000 m³ hinzu-
kommen. Von besonderer radiologischer Bedeutung sind dabei die derzeit durch den 
Betrieb der Atomkraftwerke jährlich anfallenden etwa 500 Tonnen abgebrannter Brenn-
elemente. Dieses Problem darf nicht auf die lange Bank geschoben oder gar – wie es in 
regelmäßigen Abständen immer wieder anklingt – buchstäblich ins Ausland verlagert 
werden. Die Produzenten des Atommülls tragen hier eine nationale Verantwortung. Die 
Bundesregierung hat mehrfach den Grundsatz der nationalen Endlagerung bekräftigt und 
erteilt allen Bestrebungen eine klare Absage, Atommüll aus Deutschland in andere 
Staaten zu exportieren. Wenn beim Rücktransport hochradioaktiver Glaskokillen aus der 
Wiederaufarbeitung in Frankreich zurecht auf das Verursacherprinzip und die nationale 
Verantwortung hingewiesen wird, muss dies in gleicher Weise für den gesamten radioak-
tiven Abfall gelten. 
 
Bis zur Endlagerung der radioaktiven Abfälle im tiefen geologischen Untergrund sind die 
vorhandenen und noch anfallenden radioaktiven Abfälle sicher zwischen zu lagern. Die 
Akzeptanz für die Zwischenlagerung hängt - abgesehen von örtlichen Widerständen - 
entscheidend von der Glaubwürdigkeit und den Fortschritten bei der Endlagerung ab. 
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Wie die Endlagerung Auswirkungen auf das Konzept der Zwischenlagerlagerung hat, 
was z.B. seine zeitliche Begrenzung betrifft, hat umgekehrt die Zwischenlagerung und 
hier insbesondere die standortnahe Zwischenlagerung entscheidende Rückwirkungen auf 
die Transportnotwendigkeiten. 
 
Als Element des neuen Entsorgungskonzeptes der Bundesregierung dient die dezentrale 
Zwischenlagerung der Transportminimierung sowie der Überbrückung des Zeitraums bis 
ein nationales Endlager zur Verfügung steht. 
 
Aus heutiger Sicht kann nicht eingeschätzt werden, wo ein solcher Endlagerstandort 
eingerichtet wird. Deshalb gibt es noch keinen Standort, an dem im Hinblick auf ein zu-
künftiges Endlager ein weiteres zentrales Zwischenlager zumindest ein fachlichen Sinn 
ergeben könnte. Aus zentralen Zwischenlagern müssten weitere Transporte an den 
zukünftigen Endlagerstandort bzw. an den Ort der Konditionierungsanlage erfolgen. 
 
Die Schaffung von Zwischenlagerkapazität an dem Ort, wo die Abfälle anfallen, hat 
neben einem Handeln nach dem Verursacherprinzip den Vorteil, dass sie zunächst nicht 
über das öffentliche Verkehrswegenetz transportiert werden müssen. Sie können, wenn 
dann später ein Endlager verfügbar ist, gezielt an diesen Standort verbracht werden. Dies 
macht nur einen einzigen Transportvorgang auf öffentlichen Verkehrswegen erforderlich. 
Darüber hinaus führt eine solche Reduktion der erforderlichen Handhabungsschritte zu 
einer Verringerung des Risikos für Stör- bzw. Unfälle. 
 
Bei einem Verzicht auf die Wiederaufarbeitung reduziert sich die Zahl der erforderlichen 
Transport- und Handhabungsschritte noch weiter. 
 
Die drei Transportvorgänge 

• aus dem Kraftwerk in die Wiederaufarbeitungsanlage 

• von der Wiederaufarbeitung in ein zentrales Zwischenlager und 

• vom Zwischenlager in ein Endlager 
lassen sich bei der direkten Endlagerung in Verbindung mit der Dezentralisierung der 
Zwischenlagerung auf einen einzigen Transport minimieren.  
 
In diesem Sinne verdienen die EVU aktive Unterstützung, wenn diese - wie in der Kon-
sensvereinbarung verabredet - ihre Möglichkeiten nutzen, um zu einer frühest möglichen 
Beendigung der Wiederaufarbeitung zu kommen, die noch deutlich vor 2005 liegt. 
 
 
Zuständigkeiten bei der Zwischenlagerung 
 
Für die Entwicklung, den Bau und den Betrieb von Zwischenlagern sind die Energiever-
sorgungsunternehmen als Verursacher der radioaktiven Abfälle zuständig. Sie entschei-
den und bestimmen darüber, 

• zu welcher Zeit,  

• für welchen Standort und  

• mit welchem Konzept 
sie einen Antrag auf Genehmigung eines Zwischenlagers bei der zuständigen Behörde 
einreichen.  
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Zuständig  

• für die Genehmigung der Aufbewahrung von Kernbrennstoffen ist das BfS;  

• für die Genehmigung der Errichtung und des Betriebes der baulichen Anlage ist die 
jeweilige Landesbaubehörde und 

• für die atomrechtliche Aufsicht während des Betriebes ist die atomrechtliche Auf-
sichtsbehörde des jeweiligen Bundeslandes. 

 
 
Rechtliche Grundlage 
 
Grundlage für die Durchführung von Genehmigungsverfahren für dezentrale wie auch 
zentrale Zwischenlager ist § 6 AtG. Die Entscheidung über die Aufbewahrung nach 
§ 6 AtG ist eine gebundene Entscheidung, bei der die Genehmigung zu erteilen ist, wenn 
die Genehmigungsvoraussetzungen erfüllt sind. 
 
Sowohl Interims- als auch Standortzwischenlager werden bei Antragstellung nach dem 
15.03.1999 einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterzogen. 
 
 
Genehmigte Zwischenlager für abgebrannte Brennelemente 
 
Die Zwischenlagerung bestrahlter Brennelemente erfolgt in Deutschland in kraftwerks-
internen Lagerbecken unter Wasser sowie in externen standortnahen oder zentralen Zwi-
schenlagern. Die Genehmigung der kraftwerksinternen Zwischenlager in Lagerbecken 
unter Wasser erfolgt nach § 7 AtG durch die Bundesländer. Für die Genehmigung von 
externen Zwischenlagern nach § 6 AtG das Bundesamt für Strahlenschutz zuständig.  
 
In Deutschland sind gegenwärtig zwei zentrale Zwischenlager an den Standorten Ahaus 
und Gorleben in Betrieb. Das Zwischenlager in Gorleben hat als einziges in der Bundes-
republik Deutschland eine Genehmigung zur Einlagerung von Abfällen aus der Wieder-
aufarbeitung. Diese Anlagen sind als stabile Lagerhallen errichtet, in denen die Behälter 
stehend aufbewahrt und ständig automatisch auf Dichtheit überprüft werden. 
 
An zwei Standorten sind seit 1999 dezentrale Zwischenlager für abgebrannte Brennele-
mente aus Leistungsreaktoren in Betrieb, ein Nasslager am Standort Obrigheim sowie 
das Zwischenlager Nord am Standort Lubmin/Greifswald.  
 
Das Zwischenlager in Obrigheim wurde - anders als andere Standortlager - nicht als 
eigenständige kerntechnische Anlage nach § 6 AtG sondern infolge seiner engen Ver-
zahnung mit den technischen Einrichtungen des Kernkraftwerks als Teil der Kraftwerks-
anlage nach § 7 AtG beantragt und genehmigt.  
 
 
3. Beantragte standortnahe Zwischenlager für abgebrannte Brennelemente 
 
Über das Konzept der standortnahen Zwischenlagerung besteht Einvernehmen zwischen 
der Bundesregierung und den Betreibern von Kernkraftwerken. Bereits im Dezember 
1998 hat die Kernkraftwerk Lippe-Ems GmbH beim BfS beantragt, ihr die Genehmigung 
für ein Standortzwischenlager zur Aufbewahrung abgebrannter Brennelemente am 
Standort Lingen zu erteilen. In der Zeit von November 1999 bis November 2000 wurden 
weitere siebzehn Anträge auf Erteilung einer Genehmigung nach § 6 AtG zur vorüber-
gehenden Aufbewahrung abgebrannter Brennelemente in dezentralen Zwischenlagern 
beim BfS eingereicht. 
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Somit ist schon weit vor der Konsensvereinbarung vom 14.06.2000 der Startschuss für 
die Genehmigungsverfahren und die Umsetzung des Konzepts der dezentralen Zwi-
schenlagerung gegeben worden. 
 
Beantragt ist die Zwischenlagerung in 12 Lagerhallen, einem Tunnelsystem und in 
5 Interimslagern an 13 Kraftwerksstandorten in 5 Bundesländern (vgl. Abb. 1). 
 
 

Abbildung 1:   Standorte für geplante dezentrale Zwischenlager
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Mit Ausnahme von Mülheim-Kärlich, dessen Brennelemente in das Standortzwischenla-
ger Biblis eingelagert werden sollen, und Obrigheim, wo bereits ein dezentrales - nach 
§ 7 AtG genehmigtes – Zwischenlager in Betrieb ist, haben alle Betreiber Anträge für 
standortnahe Zwischenlager eingereicht. 
 
Sowohl Standortlager als auch Interimslager sind dezentrale Zwischenlager. Ein dezen-
trales Zwischenlager ist ein Lager, in dem abgebrannte Brennelemente am Standort des 
Atomkraftwerks längerfristig aufbewahrt werden.  
 
Ein Interimslager ist ein Lager am Standort des Atomkraftwerks, das der Überbrückung 
der Zeit dient, bis das eigentliche Standortzwischenlager zur Verfügung steht. Mit dem 
Konzept der Interimslagerung ist eine kurzfristige Schaffung von Zwischenlagerkapazität 
an den Standorten realisierbar. Sie kann dann für den Betreiber des Kraftwerkes notwen-
dig werden, wenn nicht genügend freie nutzbare Plätze für abgebrannte Brennelemente 
im Nasslager des Reaktors zur Verfügung stehen. 
 
Gemäß Konsensvereinbarung wird davon ausgegangen, dass die Standortlager in 
längstens 5 Jahren - d.h. Mitte 2005 - zur Verfügung stehen. Die für den Betrieb von Inte-
rimslagern erforderliche Überbrückungszeit wird dadurch auf 4 bis 5 Jahre beschränkt. 
 
 
Merkmale der standortnahen Zwischenlagerung 
 
Wesentliches Merkmal der Zwischenlagerung ist ihre zeitliche Befristung. Vorgesehen ist 
die Aufbewahrung abgebrannter Brennelemente bis zu deren Abruf durch ein Endlager, 
längstens jedoch für einen Zeitraum von 40 Jahren, gerechnet ab dem Verschließen der 
einzelnen Behälter. 
 
Da die Planungen der Bundesregierung darauf ausgerichtet sind, ein Endlager im Jahre 
2030 betriebsbereit zu haben, wäre eine Beantragung für eine Zwischenlagergenehmi-
gung bis 2030 – längstens 2040 - zu befristen. Anträge mit Lagerzeiträumen von bis zu 
70 Jahren schüren die Diskussion um „verkappte Endlager“ an den Kraftwerken. Die 
Begrenzung könnte zu einer Erhöhung der Akzeptanz und Entspannung an den Kraft-
werksstandorten führen. Es liegt in den Händen der Antragsteller, Schritte in diese 
Richtung zu unternehmen. 
 
Standortnahe Zwischenlager sind für abgebrannte Brennelemente aus dem benachbar-
ten Kernkraftwerk bestimmt. Eine Einlagerung von Brennelementen aus anderen Anlagen 
oder von hochradioaktiven Abfällen aus der Wiederaufarbeitung ist nicht vorgesehen. 
Eine Ausnahme bildet der Antrag für das dezentrale Zwischenlager Biblis, das neben 
Brennelementen aus Biblis auch Brennelemente aus dem stillgelegten Kraftwerk 
Mülheim-Kärlich aufnehmen soll.  
 
 
Dezentrale Zwischenlagerung – Technische Konzepte 
 
Die Genehmigungsanträge lassen sich technisch in drei Grundkonzepte gliedern: 
 
1. Hallenbauweise für Standortzwischenlager in den Varianten 

• STEAG-Konzept (Merkmal: dicke Betonstrukturen, Wandstärke ca. 1,2 m, Decken-
stärke ca. 1,3 m, einschiffiges Gebäude), 

• WTI/GNS-Konzept (Halle in Anlehnung an die Zwischenlager in Gorleben, Ahaus 
und Lubmin/Greifswald; Wandstärke ca. 70 cm bzw. ca. 85 cm, Deckenstärke ca. 
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55 cm, zweischiffiges Gebäude, bestehend aus zwei durch eine Zwischenwand 
abgetrennte Hallen), 

 
2. Tunnelkonzept 
 

In dem geplanten Standortzwischenlager Neckarwestheim ist die Lagerung in zwei mit 
Spritzbeton ausgekleideten Tunnelröhren vorgesehen. Diese unterirdische Sonderlö-
sung wurde aufgrund standortspezifischer Gegebenheiten entwickelt und hat den 
Vorteil, dass es trotz der Aktivitätserhöhung am Standort zu keiner Erhöhung der 
Strahlenexposition in der Umgebung kommt und Diskussionen über Sicherheit bei 
Flugzeugabstürzen sich in engen Grenzen halten werden. Diese Lösung stellt gleich-
wohl auf keinen Fall – wie in der Standortregion befürchtet – eine Endlagerung dar, da 
hierfür weder die Gesteinsformation geeignet ist noch eine für ein Endlager ausrei-
chende Tiefe im Untergrund von mehreren hundert Metern vorliegt. 

 
3. Interimslager 

In Interimslagern erfolgt die Lagerung der Behälter auf einem Stellplatz des Kraft-
werksgeländes. Im Unterschied zu der aufrechten Behälterlagerung in den Hallen ist 
für Interimslager eine horizontale Behälterlagerung beantragt.  
 
Zur Abschirmung der Gamma- und Neutronenstrahlung sowie als Witterungsschutz 
erhält jeder einzelne Behälter eine Umhausung aus Stahlbeton-Fertigteilen.  
 
Da das Interimslager nur der zeitlichen Überbrückung bis zur Inbetriebnahme des 
Standortlagers dient, ist eine geringe Zahl von 12 bis 28 Stellplätzen charakteristisch. 
Es besitzt gegenüber dem Hallen– oder Tunnelkonzept den Vorteil einer geringen 
Errichtungszeit. 

 
Das STEAG-Konzept ist neben Lingen für die 6 norddeutschen Standorte Brokdorf, 
Krümmel, Brunsbüttel, Grohnde, Stade und Esenshamm (Unterweser) beantragt. 
 
Das WTI-Konzept ist für die 5 in der Südhälfte Deutschlands liegenden Standorte Biblis, 
Philippsburg, Grafenrheinfeld, Ohu (Isar) und Gundremmingen beantragt. 
 
Das STEAG-Konzept wurde von den Antragstellern im Hinblick auf den Einsatz zukünfti-
ger, kostengünstigerer Behältergenerationen entwickelt. Während heute die Transport- 
und Lagerbehälter schon allein die Sicherheit bei Flugzeugabsturz gewährleisten sollen, 
ist von den EVU geplant, beim Einsatz zukünftiger Behälterbauarten von der dicken 
Betonstruktur des STEAG-Konzeptes Kredit zu nehmen. Im Sinne des Mehrbarrieren-
prinzips in der Kerntechnik sollte aber die verstärkte Baustruktur als zusätzliche Barriere 
dienen. 
 
Neben der Frage der Flugzeugabsturzsicherheit befinden sich noch weitere technische 
Fragen der Auslegung der Zwischenlager in der Diskussion wie etwa bestimmte Einwir-
kungen von außen (Hochwasser) oder eine zusätzliche Freisetzungsüberwachung, wie 
sie in einzelnen Nachbarländern (Tschechien, Schweiz) üblich ist. Dabei muss aus Sicht 
der Genehmigungsbehörde in jedem Fall der Stand von Wissenschaft und Technik ver-
wirklicht werden.  
 
 
Antragswerte für dezentrale Zwischenlager 
 
Die Größe der einzelnen Lager liegt zwischen 80 und 216 Stellplätzen für Standortlager 
(siehe Abb. 2) und zwischen 12 und 28 Stellplätzen für Interimslager.  
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Abb. 2:  Genehmigte bzw. beantragte Anzahl Stellplätze für Behälter 
 
 
Die beantragte Masse Schwermetall schwankt zwischen 300 Mg und 2.500 Mg für 
Standortlager (siehe Abb. 3) und zwischen 120 Mg und 300 Mg für Interimslager. 
 
 

 
Abb. 3:  Genehmigte bzw. beantragte Masse Schwermetall 
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Bedürfnis 
 
Im Rahmen der Bedürfnisprüfung wird betrachtet, ob für die beantragte Dimensionierung 
des Lagers ein Bedürfnis besteht. Es wird geprüft, ob der prognostizierte Anfall und die 
zur Aufbewahrung beantragte Kernbrennstoffmasse im Genehmigungszeitraum plausibel 
sind. 
 
Da die vereinbarten Restlaufzeiten grundsätzlich auf jüngere Anlagen übertragbar sind, 
kann die erforderliche Zwischenlagerkapazität an den jeweiligen Standorten noch nicht 
bis ins Detail festgelegt werden. Die zur Aufbewahrung beantragte Schwermetallmasse 
beträgt insgesamt 18.550 t und liegt erheblich über der prognostizierten Gesamtmasse.  
 
In Abb. 4 sind die prognostizierten Gesamtmassen Schwermetall und die Antragswerte 
für Schwermetall für die jeweiligen Standorte dargestellt. 
 
Die prognostizierte Gesamtmasse wurde ermittelt aus den im Abklingbecken bereits vor-
handenen Brennelementen und dem prognostizierten Anfall in der Restlaufzeit ein-
schließlich des Reaktorkerns. 
 
Die größten Unterschiede zwischen der beantragten Masse Schwermetall und dem prog-
nostizierten Zwischenlagerbedarf für Schwermetall bestehen bei Brunsbüttel und Krüm-
mel. 
 

 
Abb. 4:  Prognostizierte Gesamtmasse und Antragswerte für Schwermetall 
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In Abb. 5 ist dargestellt, um wie viel Prozent die beantragte Schwermetallmasse über der 
prognostizierten Gesamtmasse liegt. Die Standorte sind dem Alter der Reaktorblöcke 
entsprechend angeordnet.  Die meisten Antragswerte für Schwermetall liegen ca. 20% 
bis 60% über dem prognostizierten Bedarf.  
 

 
Abb. 5:  Beantragte Masse Schwermetall - Überschreitung der prognostizierten Gesamt-

masse in % 
 
 
Da die Antragstellung für die Standortzwischenlager vor dem Abschluss der Konsensver-
einbarung liegt, ist davon auszugehen, dass die für ältere Kraftwerksstandorte beantrag-
ten Werte noch nach unten korrigiert werden. Hierzu sind noch Gespräche mit den 
Antragstellern zu führen. 
 
Aus genehmigungsrechtlicher und sicherheitstechnischer Sicht besteht kein Unterschied 
hinsichtlich der Anforderungen an dezentrale und zentrale Zwischenlager. Bei dezentra-
len Lagern müssen jedoch zusätzlich die Wechselwirkungen mit dem benachbarten 
Atomkraftwerk geprüft werden.  
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4. Aktueller Stand der Genehmigungsverfahren für dezentrale Zwischenlager 
 
Für die Bearbeitung der Genehmigungsanträge hat das BfS eine zeitlich zunächst auf 
drei Jahre befristete Projektgruppe eingerichtet und der Aufgabe der Genehmigung von 
dezentralen Zwischenlagern eine besonders hohe Priorität eingeräumt. Durch entspre-
chende organisatorische und infrastrukturelle Maßnahmen sowie eine geeignete perso-
nelle Ausstattung wurden optimale Voraussetzungen für eine zügige und zweckmäßige 
Bearbeitung geschaffen. Im BfS wurden kurzfristig der Arbeitsgruppe 40 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern zugeordnet, die innerhalb kürzester Zeit ihre Arbeitsfähigkeit unter 
Beweis gestellt hat. Die direkte organisatorische Anbindung der Projektgruppe an den 
Präsidenten führt zu kurzen Entscheidungswegen und straffen Abläufen. 
 
Das BfS hat mit der Einrichtung einer Projektgruppe die personellen und organisatori-
schen Voraussetzungen für eine weitgehend parallele und zügige Durchführung der 
Genehmigungsverfahren geschaffen.  
 
Die Zusammenarbeit mit den Antragstellern, Gutachtern und Einwendern verlief bisher 
gut. Dies trifft auch für die Kooperation mit den für das Baugenehmigungsverfahren 
zuständigen Landesbehörden zu. Die Abstimmung und Zusammenarbeit mit den zustän-
digen Aufsichtsbehörden für das jeweilige Atomkraftwerk sowie mit den künftig für die 
Zwischenlager zuständigen Aufsichtsbehörden verläuft kooperativ. Dies gilt auch für die 
süddeutschen Bundesländer. 
 
Sie alle werden vom BfS zu den periodisch stattfindenden Statusgesprächen für die ein-
zelnen Genehmigungsverfahren und zu relevanten Fachgesprächen eingeladen. 
 
Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren 
 
Bei der Durchführung von Genehmigungsverfahren für die Zwischenlagerung abge-
brannter Brennelemente wird die Öffentlichkeit auf der Grundlage der Atomrechtlichen 
Verfahrensverordnung (AtVfV) beteiligt. Das Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren umfasst 
die Bekanntmachung des Vorhabens im Bundesanzeiger und in örtlichen Tageszeitun-
gen, die öffentliche Auslegung mit der Möglichkeit, Einwendungen gegen das Vorhaben 
zu erheben, sowie die Erörterung der Einwendungen mit dem Antragsteller und den 
Einwendern. 
 
Ergebnisse bisheriger Erörterungstermine 
 
Die Erörterungstermine wurden bisher für 3 der 18 laufenden Verfahren durchgeführt. Zu 
dem Verfahren für das Standortzwischenlager Lingen hat der Erörterungstermin im 
Dezember 1999 stattgefunden. Von den UVP-pflichtigen Vorhaben sind die beiden Ver-
fahren zu den Interimslagern Neckarwestheim und Philippsburg am weitesten fort-
geschritten. Die Erörterungstermine wurden im Oktober 2000 in Neckarwestheim und im 
November 2000 in Philippsburg durchgeführt. Die Erörterungstermine verliefen in 
sachlicher Atmosphäre und wurden ordnungsgemäß beendet. 
 
Abb. 6 gibt einen Überblick über die Anzahl von Einwendern und die Dauer der Erörte-
rungstermine bei bisher durchgeführten Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren. 
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Abb. 6 Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren im Vergleich 
 
 
Zentrale Themen der Erörterungstermine in Lingen, Neckarwestheim und Philippsburg 
waren neben Verfahrensfragen  

• die erforderliche Vorsorge gegen Schäden durch die beantragte Zwischenlagerung,  

• Umweltverträglichkeitsprüfung,  

• Bedürfnis sowie  

• Zuverlässigkeit und Fachkunde der Antragstellerin. 
 
Außerdem wurden Punkte behandelt, die nicht Gegenstand des Verfahrens sind. Die 
Schwerpunkte lagen hier bei den Themen Transporte, Entsorgungskonzept der Bundes-
regierung, sowie Niedrigstrahlung. 
 
Seitens der Einwender wurde u.a. kritisiert, dass der Ausgang der Verfahren bereits fest-
stehe, da vor dem Hintergrund des Atomkonsenses eine neutrale Beurteilung durch das 
BfS nicht mehr möglich sei und dass die Zwischenlager zu Endlagern werden können. 
Außerdem wurde wiederholt die Sicherheit und Dichtheit der Castor-Behälter ange-
zweifelt, speziell auch im Hinblick auf Störfälle. 
 
Von Einwenderseite positiv hervorgehoben wurde die überwiegend sachliche Atmo-
sphäre während der Erörterungen sowie die gute Organisation und Ausstattung der den 
Einwendern zur Verfügung gestellten Räumlichkeiten.  
 
Die erörterten Einwendungen werden nunmehr vom BfS geprüft und bei der Beurteilung 
des jeweiligen Vorhabens berücksichtigt.  
 
 

Verfahren nach § 6 AtG

Jülich  (Genehmigung 1993)  925  1 Tag

Gorleben  (Genehmigung 1995) 14.000 4 Tage

Ahaus  (Genehmigung 1997) 2.300 4 Tage

Zwischenlager Nord  15.000 3 Tage
(Genehmigung 1999)

SZL Lingen  (EÖT Dez. 1999) 3.300 5 Tage

IL Neckarwestheim  (EÖT Okt. 00) 4.100 3 Tage

IL Philippsburg (EÖT Nov. 00) 5.200 4 Tage

Legende:

         abgeschlossene Verfahren
EÖT = Erörterungstermin
SZL = Standortzwischenlager

         laufende Verfahren IL = Interimslager

Anzahl
Einwender

Dauer EÖT
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Öffentlichkeitsarbeit 
 
Praktisch jede kerntechnische Anlage und jedes atomrechtliche Genehmigungsverfahren 
ruft Kritik und Proteste in der Bevölkerung hervor. Das BfS hält - insbesondere auf einem 
so umstrittenen Gebiet wie der Kerntechnik und der Genehmigung kerntechnischer 
Anlagen - eine transparente und informative Öffentlichkeitsarbeit und den permanenten 
Dialog mit der Öffentlichkeit für äußerst wichtig. Das BfS führt deshalb eine aktive 
verfahrensbegleitende Öffentlichkeitsarbeit durch. Neben einem umfassenden Inter-
netangebot (unter www.bfs.de) stellt das BfS auch Informationsmaterial zur Verfügung. 
 
Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren für die Interimslager Neckarwest-
heim und Philippsburg haben die Antragsteller und das BfS neben Antrag und Kurzbe-
schreibung der Vorhaben auch die Sicherheitsberichte im Internet veröffentlicht. Dies hat 
zu einer Versachlichung der Diskussion während des Erörterungstermins beigetragen 
und wurde auch seitens der Einwender als Zeichen der Öffnung und Transparenz sowie 
als vertrauensbildende Maßnahme gewertet. Beide Erörterungstermine waren von vor-
bildlicher Sachorientiertheit geprägt. Um so bedenklicher ist, dass nach diesen positiven 
Erfahrungen - offensichtlich nach Absprache unter den Antragstellern - die Energiever-
sorgungsunternehmen die Zustimmung, Sicherheitsberichte in das Internet einzustellen, 
für zukünftige Öffentlichkeitsbeteiligungen versagt haben. 
 
Es wäre erfreulich, wenn die Antragsteller, diesen Rückfall in die Politik von Intranspa-
renz nochmals überdenken würden. Auch mit einer solchen Geste kann ein kleiner 
Beitrag zur „Befriedung des Dauerzwistes über die Kernenergienutzung“ geleistet wer-
den. 
 
 
5. Weiteres Vorgehen 
 
Das BfS hat für drei Verfahren die Erörterungstermine bereits durchgeführt und für drei 
weitere Verfahren die Öffentlichkeitsbeteiligung eingeleitet.  
 
Die öffentlichen Bekanntmachung für  

• das Standortlager Brunsbüttel  

• das Interimslager Brunsbüttel und 

• das Standortlager Brokdorf 
erfolgte am 20. Januar im Bundesanzeiger und in den örtlichen Tageszeitungen  
 
Die Auslegung für die drei Verfahren wird zeitgleich vom 30.01. bis 29.03.2001 durchge-
führt. Die drei Erörterungstermine werden voraussichtlich im Mai 2001 abgehalten. 
 
Für fünf weitere Verfahren, nämlich für  

• das Interimslager und das Standortlager Krümmel, 

• das Interimslager und das Standortlager Biblis sowie 

• das Standortlager Unterweser  
erfolgte die Bekanntmachung am 27.01.2001. Die öffentliche Auslegung wird parallel vom 
06.02. – 05.04.2001 durchgeführt. Die Erörterungstermine werden nach dem gegenwär-
tigen Planungsstand in den Monaten Mai und Juni 2001 stattfinden.  
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Die Auslegung für das Standortlager Grohnde wird voraussichtlich ab Ende Februar 
durchgeführt. 
 
Sofern die laufende Anhörung der Behörden in Baden-Württemberg keine wesentlichen 
neuen Erkenntnisse bringt, plant das BfS noch im Februar 2001 den ersten Bescheid für 
ein Interimslager in Deutschland zu erteilen; nämlich für den Standort Neckarwestheim. 
Damit würde abschließend ein Transport von Neckarwestheim nach Ahaus für die 
bereitgestellten 6 Castor-Behälter auch ohne Inanspruchnahme der jüngst erlassenen 
Weisung des Bundesumweltministers entbehrlich. 
 
Im Hinblick auf die erwarteten Auseinandersetzungen insbesondere um vermeidbare 
innerdeutsche Transporte, muss allen Seiten daran gelegen sein, hier nicht rechtliche 
Positionen durchzusetzen, sondern die am Standort neu geschaffene Zwischenlagerka-
pazität zu nutzen.  
 
Das BfS hat sich das ausgesprochen anspruchsvolle Ziel gesetzt, die noch ausstehenden 
15 Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren im Jahr 2001 durchzuführen und abzuschließen. 
Voraussetzung hierfür ist jedoch die rechtzeitige Vorlage der Unterlagen durch die 
Antragsteller.  
 
Weiteres Ziel des BfS ist, die Genehmigungsbescheide bis Ende des Jahres 2002 zu 
erteilen. Wesentliche Voraussetzung hierfür ist jedoch die rechtzeitige Vorlage prüffähiger 
Genehmigungs- und Prüfunterlagen durch die Antragsteller. 
 
Bei einer angenommenen Bauzeit von etwa 2 Jahren werden die Standortzwischenlager 
– unter den genannten Randbedingungen - etwa 2005 verfügbar sein. 
 
Damit würde ein für den Bereich Entsorgung wesentlicher Teil der Konsensvereinbarung 
verwirklicht. 
 
 
6. Ausblick 
 
Die im Sommer vergangenen Jahres paraphierte Vereinbarung hat allen Seiten Kom-
promisse abverlangt, aber sie hat eines unmissverständlich deutlich gemacht:  Die Zeit 
der besonderen Förderung der Kernenergie durch die öffentliche Hand ist Vergangenheit. 
Jetzt geht es um ihre geordnete Beendigung. Das ist das Umfeld, in dem sich alle 
Akteure heute bewegen. 
 
Es dürfte nicht dem Anliegen der Energiewirtschaft dienen, Atomenergie als Wettbe-
werbsfaktor in einem liberalisierten Strommarkt zu nutzen, sofern die gesellschaftliche 
Auseinandersetzung über die Nutzung dieses Energieträgers wieder eskaliert. Vielmehr 
sollten alle Beteiligten in diesem Konflikt die veränderten Realitäten zur Kenntnis nehmen 
und nicht durch Formulierungen wie „Vereinbarung über den langfristigen Betrieb der 
Kernkraftwerke in Deutschland“ den Eindruck zu erwecken versuchen, als ob eine 
Renaissance der Atomenergie bevorstünde. Ansonsten ist zu befürchten, dass der von 
Seiten des Deutschen Atomforums e.V. formulierte Wunsch nicht in Erfüllung geht, näm-
lich „die Hoffnung auf eine Befriedung des Dauerzwists über die Kernenergie“.  
 
Vielleicht kann man sich darauf verständigen, dass es nach einem Viertel-Jahrhundert 
der Auseinandersetzung über die Kernenergie nicht mehr so sehr darauf ankommt, wer 
Recht hatte. Wesentlicher ist die Erkenntnis, dass eine Technologie gegen eine skepti-
sche Mehrheit und eine radikale Minderheit nur um den Preis ungeheurer Verluste dau-
erhaft durchgesetzt werden kann. Vielleicht ist es ja doch attraktiv, stattdessen den 
Rückenwind einer gewaltigen gesellschaftlichen Mehrheit für die gemeinsame Moderni-
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sierung der Energiewirtschaft zu nutzen. Nach Tschernobyl haben alle im Bundestag 
vertretenen Parteien Kernenergie als „Übergangsenergie“ gekennzeichnet. Die Zeit des 
Übergangs ist da. Wir alle sollten sie zu allererst als Chance begreifen und nicht als 
Bedrohung.  
 


